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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 


Zur Lage im Kosovo 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Lage in dem zur Republik Serbien in Jugoslawien gehörenden 
Kosovo ist in alarmierender Weise besorgniserregend. Bei ihrem 
Besuch in Kosovo am 22. und 23. Mai 1991 hat eine Delegation des 
Auswärtigen Ausschusses des Deutschen Bundestages ausführ- 
liche Gespräche mit zahlreichen Vertretern sowohl des albani- 
schen als auch des serbischen Bevölkerungsteils führen können. 
Sie hat dabei feststellen können, daß das gegenseitige Verhältnis 
beider Bevölkerungsteile von tiefem Mißtrauen, Angst und Un- 
verständnis geprägt ist und daß es bislang von keiner Seite ernst- 
hafte Bemühungen gibt, im Wege des Dialogs ein Klima herzu- 
stellen, in dem mit Aussicht auf Erfolg die Bedingungen für ein 
friedliches und konstruktives Zusammenleben von Albanern und 
Serben im Kosovo geschaffen werden können. Besonders belastet 
wird das Verhältnis durch gegenseitige Vorwürfe über gravie- 
rende Menschenrechtsverletzungen, deren Richtigkeit bislang 
nicht unvoreingenommen und unparteiisch überprüft worden ist. 
Es ist nicht auszuschließen, daß es im Kosovo zu folgenschweren 
Gewaltausbrüchen kommt, vor allem, wenn Informationen zutref- 
fen sollten, daß in erheblichem Umfang Waffen an den serbischen 
Teil der Bevölkerung verteilt worden seien. 

Dem Deutschen Bundestag scheint es vordringlich, daß seitens 
der europäischen Staatengemeinschaft Initiativen ergriffen wer- 
den, die darauf gerichtet sind, die Voraussetzungen für ein fried- 
liches Zusammenleben von Albanern und Serben im Kosovo zu 
schaffen. Dazu gehört insbesondere, daß die albanische Bevölke- 
rung des Kosovo innerhalb der Republik Serbien gesicherte Min- 
derheitenrechte zur Wahrung ihrer ethnischen und kulturellen 
Identität eingeräumt erhält, aber auch, daß die serbische Minder- 
heit im Kosovo in gleicher Weise in ihren Minderheitenrechten 
geschützt wird. Für die Schaffung eines Klimas, das Fortschritte in 
diesen Fragen möglich macht, erscheint es erforderlich, daß eine 
unvoreingenommene und unparteiische Überprüfung der gegen- 
seitigen Vorwürfe über Menschenrechtsverletzungen erfolgt und 
ein Dialog zwischen Albanern und Serben über die Bedingungen 
ihres künftigen friedlichen Zusammenlebens eingeleitet wird. 



Drucksache 12/797 (neu) Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung 
auf, 

1. im Rahmen der Europäischen Politischen Zusammenarbeit und 
im Europarat auf eine Initiative hinzuwirken, die darauf gerich- 
tet ist, im Einvernehmen mit der Regierung Jugoslawiens und 
der Regierung der Republik Serbien eine unvoreingenommene 
und unparteiische Untersuchung der gegenseitigen Vorwürfe 
über Menschenrechtsverletzungen im Kosovo durchzuführen; 

2. des weiteren darauf hinzuwirken, daß im Rahmen der Europäi- 
schen Politischen Zusammenarbeit der Regierung Jugosla- 
wiens, der Regierung der Republik Serbien und den Repräsen- 
tanten des albanischen und serbischen Bevölkerungsteils im 
Kosovo die guten Dienste der Europäischen Gemeinschaft für 
das Zustandekommen eines Dialogs zwischen der albarüschen 
und der serbischen Bevölkerung im Kosovo über die Bedingun- 
gen des künftigen friedlichen Zusammenlebens angeboten 
werden. 


Bonn, den 18. Juni 1991 


Dr. Alfred Dregger, Dr. Wolfgang Bötsch und Fraktion 
Dr. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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